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Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 

 

Allgemeine Anmerkungen 

Das Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend hat am 4. Februar 2020 den 
Referentenentwurf für ein Gesetz zur Änderung 
des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes 
vorgelegt. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, in 
Form von flexibleren Angeboten zur Nutzung 
des Elterngeldes den Wünschen und Bedarfen 
von Eltern entgegenzukommen. So soll die Er-
höhung der während des Elterngeldbezugs zu-
lässigen Arbeitszeit Eltern dabei unterstützen, 
einerseits das Familieneinkommen abzusichern 
und andererseits durch die Möglichkeit von Teil-
zeitarbeit mehr Zeit für ihre Familie zu haben. 
Die weitere Flexibilisierung des Partnerschafts-
bonus soll Eltern die partnerschaftliche Auftei-
lung von Familien- und Arbeitszeiten erleichtern. 

Anhebung der Teilzeitumfänge auf 32 Wo-
chenstunden  

Die Pläne zur Anhebung der zulässigen Teilzeit-
umfänge während des Elterngeldbezugs von 30 
auf 32 Wochenstunden sind aus Sicht des ZDH 
grundsätzlich zu begrüßen. Von dem Modell der 
vollzeitnahen Teilzeit profitieren zum einen die 
Eltern, die sie in Anspruch nehmen, aber auch 
für die Personal- und Einsatzplanung der Unter-
nehmen ist die Erhöhung der zulässigen Teil-
zeitumfänge ein Schritt in die richtige Richtung, 
um Teilzeitarbeit in der Elternzeit besser abfe-
dern zu können.  

Die geplante Neuregelung könnte helfen, berufli-
che Ausfallzeiten für den Arbeitgeber auf wenige 
Wochenstunden zu begrenzen. Angesichts des 

spürbaren Fachkräftemangels liegt es im Inte-
resse der Wirtschaft, Müttern Anreize zu bieten, 
schneller möglichst vollzeitnah ins Berufsleben 
zurückzukehren. Zugleich lässt die geplante 
Erhöhung des Teilzeitumfangs genügend  Spiel-
raum für Familienzeit. Nicht nachvollziehbar ist 
jedoch, warum die Erhöhung auf 32 Wochen-
stunden nur während des Bezugs von Elterngeld 
möglich sein soll, die Arbeitszeit in Elternzeit 
ohne Elterngeldbezug aber weiterhin auf 30 
Wochenstunden gedeckelt sein soll. Eine ein-
heitliche Regelung für die gesamte Elternzeit 
wäre wünschenswert. 

Flexibilisierung des Partnerschaftsbonus 

Die Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus 
sollen im Vergleich zur jetzigen Regelung weiter 
flexibilisiert werden. Der bisher feste Bezugszeit-
raum von vier Monaten soll künftig flexibel von 
zwei bis vier Monaten gewählt werden können. 
Der zulässige Stundenkorridor von 25 bis 30 
Wochenstunden soll auf 24 bis 32 Wochenstun-
den erweitert werden. Dies soll neue Spielräume 
für eine partnerschaftliche Aufgabenteilung in 
Familie und Beruf unterstützen.  

Aus Sicht des ZDH ist die angedachte Flexibili-
sierung akzeptabel. Bedacht werden muss je-
doch, dass jede weitere Flexibilisierung der El-
ternzeit bzw. des Partnerschaftsbonus einen 
Eingriff in die Personalplanungshoheit bedeutet, 
der gerade kleine Betriebe schnell an ihre Gren-
zen bringen kann. Dies gilt im besonderen Maße 
für kleine Unternehmen im Handwerk, die flexi-
bel auf oft stark schwankende Auftragslagen 
reagieren müssen. 
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